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160 Verordnung 
betreffend die Einführung eines Geſetzes über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren. 
Vom 21. Juli 1939. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 63 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgende Verordnung unter der Bezeichnung: 

Geſetz 
über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren 
mit Geſetzeskraft erlaſſen. 
§ 1 
Allgemeine Vorſchriften 

(1) Wertpapiere im Sinne dieſes Geſetzes ſind Aktien, Kuxe, Zwiſchenſcheine, Reichsbankanteil⸗ 
ſcheine, Zins⸗, Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine, auf den Inhaber lautende oder durch Indoſſa⸗ 
ment übertragbare Schuldverſchreibungen, ferner andere Wertpapiere, wenn dieſe vertretbar ſind, mit 
Ausnahme von Banknoten und Papiergeld. 

(2) Verwahrer im Sinne dieſes Geſetzes iſt ein Kaufmann, dem im Betriebe ſeines Handels⸗ 
gewerbes Wertpapiere unverſchloſſen zur Verwahrung anvertraut werden. 

(3) Wertpapierſammelbanken ſind Banken, die vom Senat durch Bekanntmachung im Staats⸗ 


anzeiger als ſolche bezeichnet ſind. Der Senat kann die Bezeichnung einer Bank als Wertpapierſammel⸗ 


bank von der Erfüllung von Auflagen abhängig machen, ferner den als Wertpapierſammelbank be⸗ 
zeichneten Banken Auflagen machen und ihnen, wenn ſie die Auflagen nicht erfüllen, die Bezeichnung 
Wertpapierſammelbank entziehen. Wertpapierſammelbanken ſind ferner die Banken, die auf Grund des 
deutſchen Geſetzes über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren vom 4. Februar 1937 
(RG Bl. 1 S. 171) als ſolche bezeichnet ſind. 

1. Abſchnitt 


Verwahrung 


8 2 
Sonderverwahrung 


Der Verwahrer iſt verpflichtet, die Wertpapiere unter äußerlich erkennbarer Bezeichnung jedes 
Hinterlegers geſondert von ſeinen eigenen Beſtänden und von denen Dritter aufzubewahren. Etwaige 
Rechte und Pflichten des Verwahrers, für den Hinterleger Verfügungen oder Verwaltungshandlungen 
vorzunehmen, werden dadurch nicht berührt. 

8 3 


Drittverwahrung 


nne 


(1) Der Verwahrer iſt berechtigt, die Wertpapiere unter feinem Namen einem anderen Verwahrer 
zur Verwahrung anzuvertrauen. Zweigſtellen eines Verwahrers gelten ſowohl untereinander als auch in 
ihrem Verhältnis zur Hauptſtelle als verſchiedene Verwahrer im Sinne dieſer Vorſchrift. 

(2) Der Verwahrer, der Wertpapiere von einem anderen Verwahrer verwahren läßt (Zwiſchen⸗ 
verwahrer), haftet für ein Verſchulden des Drittverwahrers wie für eigenes Verſchulden. Für die Be⸗ 
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obachtung der erforderlichen Sorgfalt bei der Auswahl des Drittverwahrers bleibt er auch dann verant⸗ 
wortlich, wenn ihm die Haftung für ein Verſchulden des Drittverwahrers durch Vertrag erlaſſen 
worden iſt, es ſei denn, daß die Papiere auf ausdrückliche Weiſung des Hinterlegers bei einem be— 
ſtimmten Drittverwahrer verwahrt werden. 
84 
Beſchränkte Geltendmachung von Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrechten 


(1) Vertraut der Verwahrer die Wertpapiere einem Dritten an, ſo gilt als dem Dritten bekannt, 
daß die Wertpapiere dem Verwahrer nicht gehören. Der Dritte kann an den Wertpapieren ein 
Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht nur wegen ſolcher Forderungen geltend machen, die mit 
Bezug auf dieſe Wertpapiere entſtanden ſind oder für die dieſe Wertpapiere nach dem einzelnen über 
ſie zwiſchen dem Verwahrer und dem Dritten vorgenommenen Geſchäft haften ſollen. 

(2) Abſ. 1 gilt nicht, wenn der Verwahrer dem Dritten für das einzelne Geſchäft ausdrücklich und 
ſchriftlich mitteilt, daß er Eigentümer der Wertpapiere ſei. 

(3) Vertraut ein Verwahrer, der nicht Bank- oder Sparkaſſengeſchäfte betreibt, Wertpapiere 
einem Dritten an, jo gilt Abſ. 1 nicht. Iſt er nicht Eigentümer der Wertpapiere, ſo hat er dies dem 
Dritten mitzuteilen; in dieſem Falle gilt Abſ. 1 Satz 2. 


8 5 
Sammelverwahrung 


(1) Vertretbare Wertpapiere einer und derſelben Art darf der Verwahrer ungetrennt von ſeinen 
eigenen Beſtänden derſelben Art oder von ſolchen Dritter aufbewahren oder einem Dritten zur Sammel— 
verwahrung anvertrauen, wenn der Hinterleger ihn dazu ermächtigt hat. Die Ermächtigung muß aus- 
drücklich und ſchriftlich erteilt werden: ſie darf weder in Geſchäftsbedingungen des Verwahrers ent— 
halten ſein noch auf andere Urkunden verweiſen. Die Ermächtigung muß für jedes Verwahrungsgeſchäft 
beſonders erteilt werden, es ſei denn, daß die Wertpapiere zur Sammelverwahrung Wertpapierſammel— 
banken übergeben werden ſollen. 

l (2) Wer zur Sammelverwahrung ermächtigt iſt, kann, anſtatt das eingelieferte Stück in Sammel⸗ 
verwahrung zu nehmen, dem Hinterleger einen entſprechenden Sammelbeſtandanteil übertragen. 

(3) Auf die Sammelverwahrung bei einem Dritten iſt $ 3 anzuwenden. 

(4) Der Senat kann vorſchreiben, daß gewiſſe Arten von Wertpapieren nicht zur Sammelverwah⸗ 
rung genommen werden dürfen. Er kann die Zulaſſung von Wertpapieren zur Sammelverwahrung von 
beſtimmten Vorausſetzungen abhängig machen. 

86 
Miteigentum am Sammelbeſtand. 
Verwaltungsbefugnis des Verwahrers bei der Sammelverwahrung 


(1) Werden Wertpapiere in Sammelverwahrung genommen, ſo entſteht mit dem Zeitpunkt des 
Eingangs beim Sammelverwahrer für die bisherigen Eigentümer Miteigentum nach Bruchteilen an den 
zum Sammelbeſtand des Verwahrers gehörenden Wertpapieren derſelben Art. Für die Beſtimmung 
des Bruchteils iſt der Wertpapiernennbetrag maßgebend, bei Wertpapieren ohne Nennbetrag die 
Stückzahl. 

(2) Der Sammelverwahrer kann aus dem Sammelbeſtand einem jeden der Hinterleger die dieſem 
gebührende Menge ausliefern oder die ihm ſelbſt gebührende Menge entnehmen, ohne daß er hierzu der 
Zuſtimmung der übrigen Beteiligten bedarf. In anderer Weiſe darf der Sammelverwahrer den Sam— 
melbeſtand nicht verringern. Dieſe Vorſchriften ſind im Falle der Drittverwahrung auf Zwiſchenver⸗ 
wahrer ſinngemäß anzuwenden. 

87 
Auslieferungsanſprüche des Hinterlegers bei der Sammelverwahrung 


(1) Der Hinterleger kann im Falle der Sammelverwahrung verlangen, daß ihm aus dem Sammel— 


beſtand Wertpapiere in Höhe des Nennbetrages, bei Wertpapieren ohne Nennbetrag in Höhe der 


Stückzahl der für ihn in Verwahrung genommenen Wertpapiere ausgeliefert werden: die von ihm ein- 
gelieferten Stücke kann er nicht zurückfordern. 

(2) Der Sammelverwahrer kann die Auslieferung inſoweit verweigern, als ſich infolge eines Ver⸗ 
luſtes am Sammelbeſtand die dem Hinterleger nach $ 6 gebührende Menge verringert hat. Er haftet 
dem Hinterleger für den Ausfall, es ſei denn, daß der Verluſt am Sammelbeſtand auf Umſtänden be⸗ 
ruht, die er nicht zu vertreten hat. 


* 
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8 8 
Anſprüche der Miteigentümer und ſonſtiger dinglich Berechtigter 
bei der Sammelverwahrung 


Die für Anſprüche des Hinterlegers geltenden Vorſchriften der $ 6 Abſ. 2 Satz 1, $ 7 ſind ſinn⸗ 
gemäß auf Anſprüche eines jeden Miteigentümers oder ſonſt dinglich Berechtigten anzuwenden. 


8 9 
Beſchränkte Geltendmachung von Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrechten 
bei der Sammelverwahrung 


§ 4 gilt ſinngemäß auch für die Geltendmachung von Pfandrechten und Zurückbehaltungsrechten an 
Sammelbeſtandanteilen. 
8 10 
Tauſchverwahrung 


(1) Eine Erklärung, durch die der Hinterleger den Verwahrer ermächtigt, an Stelle ihm zur 
Verwahrung anvertrauter Wertpapiere Wertpapiere derſelben Art zurückzugewähren, muß für das ein⸗ 
zelne Verwahrungsgeſchäft ausdrücklich und ſchriftlich abgegeben werden. Sie darf weder in Geſchäfts— 
bedingungen des Verwahrers enthalten ſein noch auf andere Urkunden verweiſen. 

(2) Derſelben Form bedarf eine Erklärung, durch die der Hinterleger den Verwahrer ermächtigt, 
hinterlegte Wertpapiere durch Wertpapiere derſelben Art zu erſetzen. 

(3) Der Senat kann vorſchreiben, daß die in den Abſätzen 1, 2 bezeichneten Verwahrungsarten für 
gewiſſe Arten von Wertpapieren nicht gelten, und die Vorſchriften der Abſätze 1, 2 für gewiſſe 
Arten von Wertpapieren abändern oder ergänzen. 


8 11 
Umfang der Ermächtigung zur Tauſchverwahrung 


Eine Erklärung, durch die der Hinterleger den Verwahrer ermächtigt, an Stelle ihm zur Ver— 
wahrung anvertrauter Wertpapiere Wertpapiere derſelben Art zurückzugewähren, umfaßt, wenn dies 
nicht in der Erklärung ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt, die Ermächtigung, die Wertpapiere ſchon vor 
der Rückgewähr durch Wertpapiere derſelben Art zu erſetzen. Sie umfaßt nicht die Ermächtigung zu 
Maßnahmen anderer Art und bedeutet nicht, daß ſchon durch ihre Entgegennahme das Eigentum an 
den Wertpapieren auf den Verwahrer übergehen ſoll. 


8 12 
Ermächtigungen zur Verpfändung 


(1) Der Verwahrer darf die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile nur auf Grund einer Ermäd)- 
tigung und nur im Zuſammenhang mit einer Krediteinräumung für den Hinterleger und nur an einen 
Verwahrer verpfänden. Die Ermächtigung muß für das einzelne Verwahrungsgeſchäft ausdrücklich und 
ſchriftlich erteilt werden; ſie darf weder in Geſchäftsbedingungen des Verwahrers enthalten ſein noch auf 
andere Urkunden verweiſen. 

(2) Der Verwahrer darf auf die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile Rückkredit nur bis zur 
Geſamtſumme der Kredite nehmen, die er für die Hinterleger eingeräumt hat. Die Wertpapiere oder 
Sammelbeſtandanteile dürfen nur mit Pfandrechten zur Sicherung dieſes Rückkredits belaſtet werden. Der 
Wert der verpfändeten Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile ſoll die Höhe des für den Hinterleger 
eingeräumten Kredits mindeſtens erreichen, ſoll dieſe jedoch nicht unangemeſſen überſteigen. 

(3) Ermächtigt der Hinterleger den Verwahrer nur, die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile 
bis zur Höhe des Kredits zu verpfänden, den der Verwahrer für dieſen Hinterleger eingeräumt hat 
(beſchränkte Verpfändung), ſo bedarf die Ermächtigung nicht der Form des Abſatzes 1 Satz 2. Abſ. 2 
Satz 3 bleibt unberührt. 

(4) Ermächtigt der Hinterleger den Verwahrer, die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile für 
alle Verbindlichkeiten des Verwahrers und ohne Rückſicht auf die Höhe des für den Hinterleger einge⸗ 
räumten Kredits zu verpfänden (unbeſchränkte Verpfändung), ſo muß in der Ermächtigung zum Aus⸗ 
druck kommen, daß der Verwahrer das Pfandrecht unbeſchränkt, alſo für alle ſeine Verbindlichkeiten 
und ohne Rückſicht auf die Höhe des für den Hinterleger eingeräumten Kredits beſtellen kann. Dies 
gilt ſinngemäß, wenn der Hinterleger den Verwahrer von der Innehaltung einzelner Beſchränkungen 
des Abſatzes 2 befreit. 

(5) Der Verwahrer, der zur Verpfändung von Wertpapieren oder Sammelbeſtandanteilen ermäch— 
tigt iſt, darf die Ermächtigung ſo, wie ſie ihm gegeben iſt, weitergeben. 


384 
s 13 
Ermächtigung zur Verfügung über das Eigentum 


(1) Eine Erklärung, durch die der Verwahrer ermächtigt wird, ſich die anvertrauten Wertpapiere 
anzueignen oder das Eigentum an ihnen auf einen Dritten zu übertragen, und alsdann nur verpflichtet 
ſein ſoll, Wertpapiere derſelben Art zurückzugewähren, muß für das einzelne Verwahrungsgeſchäft aus⸗ 
drücklich und ſchriftlich abgegeben werden. In der Erklärung muß zum Ausdruck kommen, daß mit der 
Ausübung der Ermächtigung das Eigentum auf den Verwahrer oder einen Dritten übergehen ſoll und 
mithin für den Hinterleger nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Lieferung nach Art und Zahl be— 
ſtimmter Wertpapiere entſteht. Die Erklärung darf weder auf andere Urkunden verweiſen noch mit 
anderen Erklärungen des Hinterlegers verbunden ſein. 

(2) Eignet ſich der Verwahrer die Wertpapiere an oder überträgt er das Eigentum an ihnen auf 
einen Dritten, ſo ſind von dieſem Zeitpunkt an die Vorſchriften dieſes Abſchnitts auf ein ſolches Ver— 
wahrungsgeſchäft nicht mehr anzuwenden. 

8 14 


Verwahrungsbuch 


(1) Der Verwahrer iſt verpflichtet, ein Handelsbuch zu führen, in das jeder Hinterleger und Art, 
Nennbetrag oder Stückzahl, Nummern oder ſonſtige Bezeichnungsmerkmale der für ihn verwahrten 
Wertpapiere einzutragen ſind. Wenn ſich die Nummern oder ſonſtigen Bezeichnungsmerkmale aus Ver⸗ 
zeichniſſen ergeben, die neben dem Verwahrungsbuch geführt werden, genügt inſoweit die Bezugnahme 
auf dieſe Verzeichniſſe. 

(2) Die Eintragung eines Wertpapiers kann unterbleiben, wenn ſeine Verwahrung beendet iſt, 
bevor die Eintragung bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgang erfolgen konnte. 

(3) Die Vorſchriften über die Führung eines Verwahrungsbuchs gelten ſinngemäß auch für die 
Sammelverwahrung. 

(4) Vertraut der Verwahrer die Wertpapiere einem Dritten an, jo hat er den Ort der Nieder- 
laſſung des Dritten im Verwahrungsbuch anzugeben. Ergibt ſich der Name des Dritten nicht aus der 
ſonſtigen Buchführung, aus Verzeichniſſen, die neben dem Verwahrungsbuch geführt werden, oder aus 
dem Schriftwechſel, ſo iſt auch der Name des Dritten im Verwahrungsbuch anzugeben. Iſt der Ver⸗ 
wahrer zur Sammelverwahrung, zur Tauſchverwahrung, zur Verpfändung oder zur Verfügung über das 
Eigentum ermächtigt, ſo hat er auch dies in dem Verwahrungsbuch erſichtlich zu machen. 

(5) Teilt ein Verwahrer dem Drittverwahrer mit, daß er nicht Eigentümer der von ihm dem 
Drittverwahrer anvertrauten Wertpapiere iſt (S 4 Abſ. 3), jo hat der Drittverwahrer dies bei der 
Eintragung im Verwahrungsbuch kenntlich zu machen. 


(6) Der Senat kann weitere Beſtimmungen über das Verwahrungsbuch erlaſſen. 


8 15 
An regelmäßige Verwahrung. Wertpapierdarlehn 

(1) Wird die Verwahrung von Wertpapieren in der Art vereinbart, daß das Eigentum ſofort 
auf den Verwahrer oder einen Dritten übergeht und der Verwahrer nur verpflichtet iſt, Wertpapiere 
derſelben Art zurückzugewähren, ſo ſind die Vorſchriften dieſes Abſchnitts auf ein ſolches Verwahrungs⸗ 
geſchäft nicht anzuwenden. 

(2) Eine Vereinbarung der im Abſ. 1 bezeichneten Art iſt nur gültig, wenn die Erklärung des 
Hinterlegers für das einzelne Geſchäft ausdrücklich und ſchriftlich abgegeben wird. In der Erklärung 
muß zum Ausdruck kommen, daß das Eigentum ſofort auf den Verwahrer oder einen Dritten über⸗ 
gehen ſoll und daß mithin für den Hinterleger nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Lieferung nach 
Art und Zahl beſtimmter Wertpapiere entſteht. Die Erklärung darf weder auf andere Urkunden ver⸗ 
weiſen noch mit anderen Erklärungen des Hinterlegers verbunden ſein. 

(3) Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß, wenn Wertpapiere einem Kaufmann im Betriebe ſeines 
Handelsgewerbes als Darlehn gewährt werden. 

8 16 
Befreiung von Formvorſchriften 

Die Formvorſchriften des SS 5, 10, 12, 13, 15 Abſ. 2, 3 ſind nicht anzuwenden, wenn der Hinter⸗ 

leger gewerbsmäßig Bank- oder Sparkaſſengeſchäfte betreibt. 
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817 
Pfandverwahrung 


Werden einem Kaufmann im Betrieb ſeines Handelsgewerbes Wertpapiere unverſchloſſen als Pfand 
anvertraut, ſo hat der Pfandgläubiger die Pflichten und Befugniſſe eines Verwahrers. 


2. Abſchnitt 
Einkaufskommiſſion 
8 18 
Stücke verzeichnis 


(1) Führt ein Kommiſſionär (88 383, 406 des Handelsgeſetzbuchs) einen Auftrag zum Einkauf 
von Wertpapieren aus, ſo hat er dem Kommittenten unverzüglich ſpäteſtens binnen einer Woche ein 
Verzeichnis der gekauften Stücke zu überſenden. In dem Stückeverzeichnis ſind die Wertpapiere nach 
Gattung, Nennbetrag, Nummern oder ſonſtigen Bezeichnungsmerkmalen zu bezeichnen. 

(2) Die Friſt zur berſendung des Stückeverzeichniſſes beginnt, falls der Kommiſſionär bei der 
Anzeige über die Ausführung des Auftrags einen Dritten als Verkäufer namhaft gemacht hat, mit dem 
Erwerb der Stücke, andernfalls beginnt ſie mit dem Ablauf des Zeitraums, innerhalb deſſen der 
Kommiſſionär nach der Erſtattung der Ausführungsanzeige die Stücke bei ordnungsmäßigem Geſchäfts— 
gang ohne ſchuldhafte Verzögerung beziehen oder das Stückeverzeichnis von einer zur Verwahrung der 
Stücke beſtimmten dritten Stelle erhalten konnte. 

(3) Mit der Abſendung des Stückeverzeichniſſes geht das Eigentum an den darin bezeichneten 
Wertpapieren, ſoweit der Kommiſſionär über ſie zu verfügen berechtigt iſt, auf den Kommittenten 
über, wenn es nicht nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts ſchon früher auf ihn über— 
gegangen iſt. 

8 19 
Ausſetzung der überſendung des Stückeverzeichniſſes 


(1) Der Kommiſſionär darf die Überjendung des Stückeverzeichniſſes ausſetzen, wenn er wegen der 
Forderungen, die ihm aus der Ausführung des Auftrags zuſtehen, nicht befriedigt iſt und auch nicht 
Stundung bewilligt hat. Als Stundung gilt nicht die Einſtellung des Kaufpreiſes ins Kontokorrent. 

(2) Der Kommiſſionär kann von der Befugnis des Abſatzes 1 nur Gebrauch machen, wenn er 
dem Kommittenten erklärt, daß er die Überſendung des Stückeverzeichniſſes und damit die Übertragung 
des Eigentums an den Papieren bis zur Befriedigung wegen ſeiner Forderungen aus der Ausführung 
des Auftrags ausſetzen werde. Die Erklärung muß, für das einzelne Geſchäft geſondert, ausdrücklich 
und ſchriftlich abgegeben und binnen einer Woche nach Erſtattung der Ausführungsanzeige abgeſandt 
werden, ſie darf nicht auf andere Urkunden verweiſen. 

(3) Macht der Kommiſſionär von der Befugnis des Abſatzes 1 Gebrauch, ſo beginnt die Friſt 
zur Überſendung des Stückeverzeichniſſes früheſtens mit dem Zeitpunkt, in dem der Kommiſſionär 
wegen ſeiner Forderungen aus der Ausführung des Auftrags befriedigt wird. 

(4) Stehen die Parteien miteinander im Kontokorrentverkehr ($ 355 des Handelsgeſetzbuchs), jo 
gilt der Kommiſſionär wegen der ihm aus der Ausführung des Auftrags zuſtehenden Forderungen als 
befriedigt, ſobald die Summe der Habenpoſten die der Sollpoſten zum erſtenmal erreicht oder über- 
ſteigt. Hierbei ſind alle Poſten zu berückſichtigen, die mit Wertſtellung auf denſelben Tag zu buchen 
waren. Führt der Kommiſſionär für den Kommittenten mehrere Konten, ſo iſt das Konto, auf dem 
das Kommiſſionsgeſchäft zu buchen war, allein maßgebend. 

(5) Iſt der Kommiſſionär teilweiſe befriedigt, jo darf er die überſendung des Stückeverzeichniſſes 
nicht ausſetzen, wenn die Ausſetzung nach den Umſtänden, insbeſondere wegen verhältnismäßiger Gering— 
fügigkeit des rückſtändigen Teiles, gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. 


8 20 
Überſendung des Stückeverzeichniſſes auf Verlangen 


(1) Wenn der Kommiſſionär einem Kommittenten, mit dem er im Kontokorrentverkehr (8 355 
des Handelsgeſetzbuchs) ſteht, für die Dauer der Geſchäftsverbindung oder für begrenzte Zeit zuſagt, 
daß er in beſtimmtem Umfange oder ohne beſondere Begrenzung für ihn Aufträge zur Anſchaffung 
von Wertpapieren auch ohne alsbaldige Berichtigung des Kaufpreiſes ausführen werde, ſo kann er ſich 
dabei vorbehalten, Stückeverzeichniſſe erſt auf Verlangen des Kommittenten zu überſenden. 

(2) Der Kommiſſionär kann von dem Vorbehalt des Abſatzes 1 nur Gebrauch machen, wenn er 
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dem Kommittenten bei der Erſtattung der Ausführungsanzeige ſchriftlich mitteilt, daß er die Über⸗ 
ſendung des Stückeverzeichniſſes und damit die Übertragung des Eigentums an den Papieren erſt auf 
Verlangen des Kommittenten ausführen werde. 


(3) Erklärt der Kommittent, daß er die Überſendung des Stückeverzeichniſſes verlange, ſo beginnt 
die Friſt zur berſendung des Stückeverzeichniſſes früheſtens mit dem Zeitpunkt, in dem die Erklärung 
dem Kommiſſionär zugeht. Die Aufforderung muß ſchriftlich erfolgen und die Wertpapiere, die in 
das Stückeverzeichnis aufgenommen werden ſollen, genau bezeichnen. 


s 21 
Befugnis zur Ausſetzung und Befugnis zur Überfendung auf Verlangen 


Will der Kommiſſionär die berſendung des Stückeverzeichniſſes ſowohl deshalb ausſetzen, weil er 
wegen ſeiner Forderungen nicht befriedigt iſt ($ 19), als auch deshalb, weil er ſich die Ausſetzung mit 
Rücksicht auf die Beſonderheit des Kontokorrentverkehrs mit dem Kommittenten vorbehalten hat ($ 20), 
ſo hat er dem Kommittenten bei Erſtattung der Ausführungsanzeige ſchriftlich mitzuteilen, daß er die 
Überjendung des Stückeverzeichniſſes und damit die Übertragung des Eigentums an den Papieren erſt 
auf Verlangen des Kommittenten, früheſtens jedoch nach Befriedigung wegen ſeiner Forderungen aus 
der Ausführung des Auftrags ausführen werde. 


8 22 
Stückeverzeichnis beim Auslandsgeſchäft 


(1) Wenn die Wertpapiere vereinbarungsgemäß im Ausland angeſchafft und aufbewahrt werden, 
braucht der Kommiſſionär das Stückeverzeichnis erſt auf Verlangen des Kommittenten zu überſenden. 
Der Kommittent kann die Überſendung jederzeit verlangen, es ſei denn, daß ausländiſches Recht der 
Übertragung des Eigentums an den Wertpapieren durch Abſendung des Stückeverzeichniſſes entgegen⸗ 
ſteht oder daß der Kommiſſionär nach § 19 Abſ. 1 berechtigt iſt, die Überſendung auszuſetzen. 


(2) Erklärt der Kommittent, daß er die Überſendung des Stückeverzeichniſſes verlange, jo beginnt 
die Friſt zur Überſendung des Stückeverzeichniſſes früheſtens mit dem Zeitpunkt, in dem die Erklärung 
dem Kommiſſionär zugeht. Die Aufforderung muß ſchriftlich erfolgen und die Wertpapiere, die in 
das Stückeverzeichnis aufgenommen werden ſollen, genau bezeichnen. 


8 23 
Befreiung von der Überfendung des Stückeverzeichniſſes 


Die Überſendung des Stückeverzeichniſſes kann unterbleiben, ſoweit innerhalb der dafür beſtimmten 
Friſt (SS 18 bis 22) die Wertpapiere dem Kommittenten ausgeliefert find oder ein Auftrag des Kom- 
mittenten zur Wiederveräußerung ausgeführt iſt. 


8 24 
Erfüllung durch Übertragung von Miteigentum am Sammelbeſtand 


(1) Der Kommiſſionär kann ſich von ſeiner Verpflichtung, dem Kommittenten Eigentum an be— 
ſtimmten Stücken zu verſchaffen, dadurch befreien, daß er ihm Miteigentum an den zum Sammelbeſtand 
einer Wertpapierſammelbank gehörenden Wertpapieren verſchafft; durch Verſchaffung von Miteigentum 
an den zum Sammelbeſtand eines anderen Verwahrers gehörenden Wertpapieren kann er ſich nur be 
freien, wenn der Kommittent im einzelnen Falle ausdrücklich und ſchriftlich zuſtimmt. 


(2) Mit der Eintragung des Übertragungsvermerks im Verwahrungsbuch des Kommiſſionärs geht, 
ſoweit der Kommiſſionär verfügungsberechtigt iſt, das Miteigentum auf den Kommittenten über, wenn 
es nicht nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts ſchon früher auf ihn übergegangen iſt. Der 
Kommiſſionär hat dem Kommittenten die Verſchaffung des Miteigentums unverzüglich mitzuteilen. 


8 25 
Rechte des Kommittenten bei Nichtüberſendung des Stückeverzeichniſſes 


(1) Unterläßt der Kommiſſionär, ohne hierzu nach den SS 19 bis 24 befugt zu fein, die Über- 
ſendung des Stückeverzeichniſſes und holt er das Verſäumte auf eine nach Ablauf der Friſt zur Über⸗ 
ſendung des Stückeverzeichniſſes an ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht binnen drei 
Tagen nach, ſo iſt der Kommittent berechtigt, das Geſchäft als nicht für ſeine Rechnung abgeſchloſſen 
zurückzuweiſen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu beanſpruchen. Dies gilt nicht, wenn die 
Unterlaſſung auf einem Umſtand beruht, den der Kommiſſionär nicht zu vertreten hat. 
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(2) Die Aufforderung des Kommittenten verliert ihre Wirkung, wenn er dem Kommiſſionär 
nicht binnen drei Tagen nach dem Ablauf der Nachholungsfriſt erklärt, daß er von dem im Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Recht Gebrauch machen wolle. 

§ 26 
Stücke verzeichnis beim Auftrag zum Umtauſch und zur Geltendmachung 
eines Bezugsrechts 

Der Kommiſſionär, der einen Auftrag zum Umtauſch von Wertpapieren oder von Sammelbeſtand— 
anteilen gegen Wertpapiere oder einen Auftrag zur Geltendmachung eines Bezugsrechts auf Wertpapiere 
ausführt, hat binnen zwei Wochen nach dem Empfang der neuen Stücke dem Kommittenten ein Ver⸗ 
zeichnis der Stüde zu überſenden, ſoweit er ihm die Stücke nicht innerhalb dieſer Friſt aushändigt. In 
dem Stückeverzeichnis ſind die Wertpapiere nach Gattung, Nennbetrag, Nummern oder ſonſtigen Be- 
zeichnungsmerkmalen zu bezeichnen. Im übrigen finden die 8s 18 bis 24 Anwendung; § 25 iſt inſoweit 
anzuwenden, als der Kommittent nur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen kann. 


§ 27 
Verluſt des Proviſionsanſpruchs 


Der Kommiſſionär, der den im § 26 ihm auferlegten Pflichten nicht genügt, verliert das Recht, für 
die Ausführung des Auftrags Proviſion zu fordern (§ 396 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs). 


§ 28 
Unabdingbarkeit der Verpflichtungen des Kommiſſionärs 
Die ſich aus den 88 18 bis 27 ergebenden Verpflichtungen des Kommiſſionärs können durch 


Rechtsgeſchäft weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt werden, es fei denn, daß der Kommittent ge⸗ 
werbsmäßig Bank- oder Sparkaſſengeſchäfte betreibt. 


| 8 29 
Verwahrung durch den Kommiſſionär 


Der Kommiſſionär hat bezüglich der in ſeinem Beſitz befindlichen, in das Eigentum oder das Mit⸗ 
eigentum des Kommittenten übergegangenen Wertpapiere die Pflichten und Befugniſſe eines Ver⸗ 
wahrers. 

8 30 
Beſchränkte Geltendmachung von Pfand- und Zurückbehaltungsrechten 
bei dem Kommiſſionsgeſchäft 

(1) Gibt der Kommiſſionär einen ihm erteilten Auftrag zur Anſchaffung von Wertpapieren an 
einen Dritten weiter, ſo gilt als dem Dritten bekannt, daß die Anſchaffung für fremde Rechnung ge— 
ſchieht. 

(2) $ 4 gilt ſinngemäß. 

8 31 
Eigenhändler. Selbſteintritt 
Die §s 18 bis 30 gelten ſinngemäß, wenn ein Kaufmann im Betrieb feines Handelsgewerbes 


Wertpapiere als Eigenhändler verkauft oder umtauſcht oder einen Auftrag zum Einkauf oder zum Um— 
tauſch von Wertpapieren im Wege des Selbſteintritts ausführt. 


3. Abſchnitt 
Konkursvorrecht 
8 32 
Bevorrechtigte Gläubiger 
(1) Im Konkurs über das Vermögen eines der in den SS 1, 17, 18 bezeichneten Verwahrer, 
Pfandgläubiger und Kommiſſionäre haben ein Vorrecht nach Abſ. 3 und 4: 


1. Kommittenten, die bei Eröffnung des Konkursverfahrens das Eigentum oder Miteigentum 
an Wertpapieren noch nicht erlangt, aber ihre Verpflichtungen aus dem Geſchäft über dieſe 
Wertpapiere dem Kommiſſionär gegenüber vollſtändig erfüllt haben; dies gilt auch dann, 
wenn im Zeitpunkt der Eröffnung des Konkursverfahrens der Kommiſſionär die Wertpapiere 
noch nicht angeſchafft hat; 
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2. Hinterleger, Verpfänder und Komittenten, deren Eigentum oder Miteigentum an Wert- 
papieren durch eine rechtswidrige Verfügung des Verwahrers, Pfandgläubigers oder Kom- 
miſſionärs oder ihrer Leute verletzt worden iſt, wenn ſie bei Eröffnung des Konkursver— 
fahrens ihre Verpflichtungen aus dem Geſchäft über dieſe Wertpapiere dem Gemein⸗ 
ſchuldner gegenüber vollſtändig erfüllt haben; 


3. die Gläubiger der Nr. 1 und 2, wenn der nicht erfüllte Teil ihrer dort bezeichneten Ver— 
pflichtungen bei Eröffnung des Konkursverfahrens zehn vom Hundert des Wertes ihres 
Wertpapierlieferungsanſpruchs nicht überſchreitet und wenn ſie binnen einer Woche nach 
Aufforderung des Konkursverwalters dieſe Verpflichtungen vollſtändig erfüllt haben. 


(2) Entſprechendes gilt im Konkurſe eines Eigenhändlers, bei dem jemand Wertpapiere gekauft 
oder erworben hat, und im Konkurſe eines Kommiſſionärs, der den Auftrag zum Einkauf oder zum 
Umtauſch von Wertpapieren im Wege des Selbſteintritts ausgeführt hat ($ 31). 


(3) Die nach Abſ. 1 und 2 bevorrechtigten Forderungen werden vor den Forderungen aller an- 
deren Konkursgläubiger aus einer Sondermaſſe beglichen; dieſe wird gebildet aus den in der Maſſe 
vorhandenen Wertpapieren derſelben Art und aus den Anſprüchen auf Lieferung ſolcher Wertpapiere. 
Die bevorrechtigten Forderungen werden durch Lieferung der vorhandenen Wertpapiere beglichen, ſoweit 
dieſe nach dem Verhältnis der Forderungsbeträge an alle bevorrechtigten Gläubiger verteilt werden 
können. Soweit eine ſolche Verteilung nicht möglich iſt, wird der volle Erlös der nichtverteilten Wert⸗ 
papiere unter die bevorrechtigten Gläubiger im Verhältnis ihrer Forderungsbeträge verteilt. 


(4) Die Gläubiger der Abſätze 1 und 2 haben das beanſpruchte Vorrecht nach 8 139 der Konkurs⸗ 
ordnung anzumelden. Sie können aus dem ſonſtigen Vermögen des Schuldners nur unter entſprechender 
Anwendung der für die Abſonderungsberechtigten geltenden Vorſchriften der SS 64, 153, 155, 156 und 
des § 168 Nr. 3 der Konkursordnung Befriedigung verlangen. Im übrigen bewendet es für ſie bei den 
Vorſchriften der Konkursordnung über Konkursgläubiger. 

(5) Das Konkursgericht hat, wenn es nach Lage des Falles erforderlich iſt, den bevorrechtigten 
Gläubigern zur Wahrung der ihnen zuſtehenden Rechte einen Pfleger zu beſtellen. Für die Pflegſchaft 
tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Konkursgericht. § 78 Abſ. 2 bis 5 des Geſetzes über 
die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen (Verſicherungsauf— 
ſichtsgeſetz)z vom 23. Juni 1939 (G. Bl. S. 335) find ſinngemäß anzuwenden. 


8 33 
Befriedigung der Verpfänder im Konkurſe des Verwahrers 


(J) Im Konkurs über das Vermögen eines Verwahrers, deſſen Pfandgläubiger die ihm nach $ 12 
Abſ. 2 verpfändeten Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile ganz oder zum Teil zu ſeiner Befriedi— 
gung verwertet hat, findet unter den Hinterlegern, die die dem Pfandgläubiger verpfändeten Wert⸗ 
papiere oder Sammelbeſtandanteile dem Verwahrer anvertraut haben, ein Ausgleichsverfahren mit dem 
Ziele der gleichmäßigen Befriedigung ſtatt. 8 

(2) Die am Ausgleichsverfahren beteiligten Hinterleger werden aus einer Sondermaſſe befriedigt. 
In dieſe Sondermaſſe ſind aufzunehmen: 

1. die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile, die dem Pfandgläubiger nach § 12 Abſ. 2 ver⸗ 
pfändet waren, von dieſem aber nicht zu ſeiner Befriedigung verwertet worden find; 

2. der Erlös aus den Wertpapieren oder Sammelbeſtandanteilen, die der Pfandgläubiger ver- 
wertet hat, ſoweit er ihm zu feiner. Befriedigung nicht gebührt: 

3. die Forderungen gegen einen am Ausgleichsverfahren beteiligten Hinterleger aus dem ihm 
eingeräumten Kredit ſowie Leiſtungen zur Abwendung einer drohenden Pfandverwertung. 


(3) Die Sondermaſſe iſt unter den am Ausgleichsverfahren beteiligten Hinterlegern nach dem 
Verhältnis des Wertes der von ihnen dem Verwahrer anvertrauten Wertpapiere oder Sammelbeſtand— 
anteile zu verteilen. Maßgebend iſt der Wert am Tage der Konkurseröffnung, es ſei denn, daß die 
Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile erſt ſpäter verwertet worden ſind. In dieſem Falle iſt der 
erzielte Erlös maßgebend. Ein nach Befriedigung aller am Ausgleichsverfahren beteiligter Hinterleger 
in der Sondermaſſe verbleibender Betrag iſt an die Konkursmaſſe abzuführen. 

(J) Jeder am Ausgleichsverfahren Beteiligte iſt berechtigt und verpflichtet, die von ihm dem Ver— 
wahrer anvertrauten und in der Sondermaſſe vorhandenen Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile 
zu dem Schätzungswert des Tages der Konkurseröffnung zu übernehmen. Überſteigt dieſer Wert den 
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ihm aus der Konkursmaſſe gebührenden Betrag, ſo hat er den Unterſchied zur Sondermaſſe einzu⸗ 
zahlen. Die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile haften als Pfand für dieſe Forderung. 
(5) Jeder Hinterleger kann ſeine Forderungen, ſoweit er mit ihnen bei der Befriedigung aus der 
Sondermaſſe ausgefallen iſt, zur Konkursmaſſe geltend machen. 
(6) 8 32 Abſ. 4 und 5 ſind ſinngemäß anzuwenden. 


4. Abſchnitt 
Strafbeſtimmungen 
8 34 
Depotunterſchlagung 
(1) Ein Kaufmann, der, abgeſehen von den Fällen der 88 246, 266 des Strafgeſetzbuchs und 
des § 95 Abſ. 1 Nr. 2 des Börſengeſetzes, eigenen oder fremden Vorteils wegen 
1. über ein Wertpapier der im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Art, das ihm als Verwahrer oder 
Pfandgläubiger anvertraut worden iſt, oder das er als Kommiſſionär für den Kom⸗ 
mittenten im Beſitz hat, oder das er im Falle des $ 31 für den Kunden im Beſitz hat, 
rechtswidrig verfügt, 
2. einen Sammelbeſtand ſolcher Wertpapiere oder den Anteil an einem ſolchen Beſtand dem 
§ 6 Abſ. 2 zuwider verringert oder darüber rechtswidrig verfügt, 
wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) In beſonders ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren. Ein beſonders ſchwerer Falle liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl des Volkes 
geſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt oder der Täter beſonders 
argliſtig gehandelt hat. 

8 35 
Unwahre Angaben über das Eigentum 


Ein Kaufmann, der eigenen oder fremden Vorteils wegen eine Erklärung nach $ 4 Abſ. 2 wahr⸗ 
heitswidrig abgibt oder eine ihm nach 8 4 Abſ. 3 obliegende Mitteilung unterläßt, wird, wenn die Tat 
nicht nach anderen Vorſchriften mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
oder mit Geldſtrafe beſtraft. 

8 36 
Strafantrag 


Sit in den Fällen der 88 34, 35 der Täter ein Angehöriger (8 52 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs) 
des Verletzten, ſo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. 
§ 247 Abſ. 2 und 3 des Strafgeſetzbuchs gelten ſinngemäß. 


8 
Strafbarkeit im Falle der Zahlungseinſtellung 
oder der Konkurseröffnung 
Ein Kaufmann, der einer Vorſchrift der SS 2, 14 oder einer ſich aus den 88 18 bis 24, 26, 43 
ergebenden Pflicht vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldſtrafe bis zu 100 000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, wenn er ſeine Zahlungen ein⸗ 
geſtellt hat oder über ſein Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden iſt und wenn durch die 
Zuwiderhandlung ein Anſpruch des Berechtigten auf Ausſonderung der Wertpapiere vereitelt oder die 
Durchführung eines ſolchen Anſpruchs erſchwert wird. 


8 38 
Schwere Depotunterſchlagung 

(1) Ein Kaufmann, der im Bewußtſein ſeiner Zahlungsunfähigkeit oder Überſchuldung ein fremdes 
Wertpapier, das er im Betrieb ſeines Handelsgewerbes als Verwahrer, Pfandgläubiger oder Kom⸗ 
miſſionär im Beſitz hat, ſich oder einem anderen rechtswidrig zueignet, wird mit Zuchthaus beſtraft, 
wenn er ſeine Zahlungen eingeſtellt hat oder wenn über ſein Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden iſt; dem Kommiſſionär ſteht ein Kaufmann gleich, der nach 8 31 in Verbindung mit $ 29 
die Pflichten eines Verwahrers hat. 

(2) Die Vorſchriften des Abſatzes 1 gelten auch für andere als die im $ 1 Abi. 1 bezeichneten 
Wertpapiere. 

(3) In minder ſchweren Fällen iſt die Strafe Gefängnis nicht unter drei Monaten. 
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8 39 
Strafbarkeit von Verwaltungsträgern juriſtiſcher Perſonen 


(1) Nach den 88 34 bis 36 wird beſtraft, wer die dort mit Strafe bedrohte Handlung als 
Mitglied des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft, einer eingetragenen Genoſſenſchaft, eines Vereins, 
einer Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechts, als perſönlich haftender Geſellſchafter 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
als Liquidator oder als Geſchäftsleiter eines Unternehmens dieſer Art in Anſehung von Wertpapieren 
begeht, die ſich im Beſitz des Unternehmens befinden oder von ihm einem Dritten ausgehändigt ſind. 

(2) Nach 8 37 wird jede der im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen beſtraft, die einer Vorſchrift der 
SS 2, 14 oder einer ſich aus den SS 18 bis 24, 26, 43 ergebenden Pflicht vorſätzlich zuwiderhandelt, 
wenn das Unternehmen ſeine Zahlungen eingeſtellt hat oder über ſein Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden iſt und wenn durch die Zuwiderhadlung ein Anſpruch des Berechtigten auf Ausſonde⸗ 
rung der Wertpapiere vereitelt oder die Durchführung eines ſolchen Anſpruchs erſchwert wird. 

(8) Nach 8 38 wird jede der im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen beſtraft, die im Bewußtſein der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überſchuldung des Unternehmens fremde Wertpapiere, die dieſes als Ver⸗ 
wahrer, Pfandgläubiger oder Kommiſſionär im Beſitz hat, ſich oder einem anderen rechtswidrig zu⸗ 
eignet, wenn das Unternehmen ſeine Zahlungen eingeſtellt hat oder wenn über ſein Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt. 

8 40 
Zuwider handlungen gegen beſondere Beſtimmungen bei der 
Sammelverwahrung und bei der Tauſchverwahrung 

Wer vorſätzlich oder fahrläſſig einer nach 8 5 Abſ. 4 oder nach $ 10 Abſ. 3 erlaſſenen Vorſchrift 

zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe beſtraft. 


5. Abſchnitt 
Schluß beſtimmungen 
8 4¹ 
Anwendung des Geſetzes auf öffentlich⸗ rechtliche Banken 
ſowie Sparkaſſen 
Dieſes Geſetz gilt für öffentlich-rechtliche Banken ſowie für öffentliche oder dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr dienende Sparkaſſen auch dann, wenn ſie keine Kaufmannseigenſchaft haben. 


8 42 
Anwendung auf Treuhänder. Erlaß weiterer Beſtimmungen 
(J) Der Senat kann die Anwendung von Vorſchriften dieſes Geſetzes für Fälle vorſchreiben, in 
denen Kaufleute als Treuhänder für Dritte Wertpapiere beſitzen oder erwerben oder Beteiligungen oder 
Gläubigerrechte ausüben oder erwerben oder in öffentliche Schuldbücher oder ſonſtige Regiſter einge⸗ 
tragen ſind. 
(2) Der Senat kann die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren ſowie den Erwerb und 
die Ausübung von Beteiligungen und Gläubigerrechten im Ausland ergänzend regeln. 
(3) Bei Erlaß von Regelungen nach Abſ. 1 und 2 kann von den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
abgewichen werden. 
843 
Übergangsregelung 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Geſetz betreffend die 
Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere vom 5. Juli 1896 (RGBl. 1896 
S. 183, 194;) außer Kraft. Iſt ein Auftrag zum Einkauf von Wertpapieren vor dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Geſetzes ausgeführt, das Eigentum an den Wertpapieren dem Kommittenten aber 
noch nicht übertragen, ſo iſt die Überſendung des Stückeverzeichniſſes unbeſchadet der 88 19 bis 24 
binnen drei Monaten nach dieſem Zeitpunkt nachzuholen. 


Danzig, den 21. Juli 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
] 12% Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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